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Diskussionsforum Gutachten und Assessment 
 

Info Nr. 11 
 

Steuerung von Gutachten unter dem Blickwinkel von § 8 Abs. 1 
SGB IX: 

 

Streiflichter aus den 16. Heidelberger Gesprächen vom                 
10.-11. September 2003 1 

 
 
1. Auswahl der Gutachter 
 

Ein Thema dieser Tagung befasste sich mit der Auswahl der Gutachter. 
 

a) Im Vordergrund stand dabei die Entwicklung von Qualitätskriterien und es wurde die 
Erstellung von Namenslisten oder Checklisten diskutiert, wobei gegenüber Namenslisten e-
her Skepsis zu erkennen war. Als gutes Beispiel wurde mehrfach die Checkliste der Ärzte-
kammer Schleswig-Holstein erwähnt. Wir fügen sie diesem Info bei, sind aber der Auffas-
sung, dass sie noch ergänzt werden sollte. 
 

b) Erwähnenswert ist, dass den Wirkungen des Gutachters und des Gutachtens auf den 
Probanden besondere Bedeutung zugemessen wurde. Empfohlen wurde 

 

• die Beteiligung der Probanden bei der Auswahl, 
• im Umgang die Neutralität des Gutachters erlebbar zu machen, 
• Prognosen zur Entscheidung, die erwartet wird, zu unterlassen, 
• die Ergebnisse dem Probanden verständlich zu machen, 
• eine einfache und für den Probanden verständliche Sprache bei der Abfassung des 

Gutachtens zu verwenden 
• und auf die Anschaulichkeit des Gutachtens zu achten. 

 
1 Jährlich wiederkehrende wissenschaftliche Fortbildungstagung für Ärzte und Juristen aus den Berei-
chen Sozialmedizin und Sozialrecht. Das diesjährige Programm enthielt Vorträge zu den Themen 
„Nach welchen Kriterien wird der Gutachter ausgewählt?“ 
„Lassen die Zeitvorgaben des neuen Rechts der Gesetzlichen Rentenversicherung eine überzeugen-
de Beurteilung zu?“ 
„Möglichkeiten und Risiken der Beurteilung nach Aktenlage.“ 
„Muss eine Funktionsverbesserung durch Heil- und Hilfsmittel sich auf die MdE/GdB-Beurteilung aus-
wirken?“ 
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c) Ein weiterer Punkt war die Bedeutung der Eignung des Gutachters für die zu begutach-
tende Frage (Spezialist oder Generalist). Bemerkenswert war, dass in dieser Diskussion die 
Ausweitung der zu leistenden Aufgabe durch § 8 Abs. 1 SGB IX keine Rolle spielte.  
Wir haben deshalb in der Diskussion darauf aufmerksam gemacht, dass die Träger bei der 
Bearbeitung von Anträgen wegen einer Behinderung immer zwei Aufgaben zu erfüllen ha-
ben, nämlich 
 

• die Prüfung zur Voraussetzung der beantragen Leistung und 
• die Prüfung des Bedarfs an Leistungen zur Teilhabe. 

 

Beiden Aufgaben sollte das Gutachten gerecht werden und für beide Aufgaben sollte der 
Gutachter geeignet sein.  
Bei der Auswahl des Gutachters sind dementsprechend u.U. Kompromisse nötig.  
Wo unbedingt ein Spezialist z. B. über einen Ursachenzusammenhang gehört werden muss, 
sollte dieser Auftrag mit einem Zusatzauftrag an einen Sozialmediziner oder an einen Gut-
achter verbunden werden, der dem Schwerpunkt sonstiger Leiden des Probanden gerecht 
wird. (Beispiel: Neben dem Unfall könnten wegen unfallunabhängiger, psychischer Probleme 
Leistungen zur Teilhabe in Betracht kommen und deshalb ein psychiatrisches oder psycho-
somatisches Gutachten angezeigt sein.) 
Es sollten solche Zusatzgutachten möglichst an einen Klinikkomplex vergeben werden mit 
der Auflage, die Gutachten so zu koordinieren, dass sie – soweit überhaupt möglich – an ei-
nem Tag erstellt werden können.  
 

d) Fazit: Bei der Auswahl des oder der Gutachten muss immer auch die Prüfung des 
Bedarfs an Leistungen zur Teilhabe und das Feld, in dem sie möglicherweise in Betracht 
kommen, die Entscheidung beeinflussen.  
 
 
2. Möglichkeiten und Risiken einer Begutachtung nach Aktenlage  
 

In diesem Rahmen wurde von Referenten vorgetragen, dass erneute Vollgutachten dann 
entbehrlich erscheinen, wenn Vorermittlungen (insbesondere Vorgutachten) vorliegen, die 
als Beurteilungsgrundlagen ausreichen. Es wurde auf Strategien verwiesen, weitere Voraus-
setzungen für eine Beurteilung nach Aktenlage zu schaffen: 
 

• Eingehende Selbstauskunft auf Fragebögen 
• Arbeitgeberauskünfte 
• Eingehende Befundberichte behandelnder Ärzte nach Vorabsprache über die Aus-

gestaltung  
 

a) Auffällig war auch hier, dass dem Auftrag des § 8 Abs. 1 SGB IX keine Aufmerksam-
keit gewidmet wurde. Wir haben in der Diskussion darauf hingewiesen, dass § 8 Abs. 1 
SGB IX neben der Prüfung von Voraussetzungen der beantragten Leistung immer auch die 
Prüfung des Bedarfs und der Erfolgsaussichten aller in § 5 SGB IX aufgezählten Leistungen 
zur Teilhabe fordert. Dazu ist ein eingehendes Gespräch mit dem Probanden erfordert, in 
dem Bereiche aufgezeigt werden, in denen Leistungen zur Teilhabe in Betracht kommen; der 
Proband sollte zudem motiviert werden, diese Möglichkeiten zu nutzen.  
 

Es ist mithin so, dass Aktengutachten regelmäßig nur in Betracht kommen, wenn auch 
dem Auftrag des § 8 Abs. 1 SGB IX bereits vorher entsprochen wurde und insoweit kein 
Anlass für ein erneutes Gespräch und erneute Prüfung besteht. 
 

b) Wir haben ferner darauf hingewiesen, dass in der Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeits-
losenversicherung  die  Feststellung der Leistungsfähigkeit erforderlich ist, mithin also zu 
der Krankheitsdiagnostik Leistungsdiagnostik hinzutreten muss. Diese erfordert zumindest 
eine Beobachtung und evtl. Erprobung des Probanden, die bei einem Aktengutachten aus-
fällt. 
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Hier ist also festzuhalten, dass Aktengutachten nur in Betracht kommen, wenn die vorange-
henden Ermittlungen ausreichende leistungsdiagnostische Bemühungen und Beurteilungen 
enthalten. 
 
Dr. Alexander Gagel 
Dr. Hans-Martin Schian 
 
 

Anforderungen an Auftrag und Erstellung ärztlicher Gutachten 
Checkliste der Ärztekammer Schleswig-Holstein 

(Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt Heft 9/2000 Seite 65/66) 
Vor Erteilung/Annahme eines Gutachtens sollte geprüft werden: 
 
• Ist die Fragestellung / der Gutachtenauftrag eindeutig klar ? 
• Kann persönliche Befangenheit ausgeschlossen werden ? (Evtl. Zuständigkeit prüfen) 
• Besteht Fachlichkeit ? 
• Ist die Erstellung des Gutachtens in angemessener Zeit möglich ? 
• Sind die erforderlichen Unterlagen vollständig ? 
• Darf der Gutachtenauftrag ganz oder teilweise an einen anderen Gutachter übertragen 

werden ?  

Gutachter 
1. Gutachter müssen unparteiisch sein. Die Tätigkeit des Gutachters darf durch enge per-

sönliche oder berufliche Beziehung zum Auftraggeber, Patienten oder den behandelnden 
Ärzten nicht beeinflusst werden. Etwaige Beziehungen zu den am Verfahren Beteiligten 
sind offen zu legen.  

2. Gutachter müssen für die Erfüllung des Auftrages das betreffende Spezialwissen besit-
zen. Ihr Gutachten stellt eine wesentliche Grundlage für die abschließende Entscheidung 
des Auftraggebers dar.   

3. Gutachter arbeiten eigenverantwortlich und sind an inhaltliche Weisungen nicht gebun-
den. 

4. Gutachter müssen die gestellten Beweisfragen eingehend beantworten, d.h. es muss zu 
allen entscheidungserheblichen Teilbereichen eine Beurteilung abgegeben werden und 
es dürfen keine wesentlichen Probleme ausgelassen werden. Bei unklaren Beweisfragen 
ist beim Auftraggeber nachzufragen. 

5. Sind keine Beweisfragen gestellt, ist zu den Fragebogenkomplexen Stellung zu nehmen, 
die sich aus dem Aufgabengebiet des Auftraggebers (z.B. LVA, MDK) ergeben. 

6. Gutacher müssen sich mit Äußerungen über den Ausgang der Untersuchung gegenüber 
anderen Personen als dem Auftraggeber, insbesondere gegenüber der zu untersuchen-
den Person zurückhalten, soweit nicht durch den Auftrag etwas anderes bestimmt ist. 

7. Gutachter sind zur Wirtschaftlichkeit verpflichtet. Unnötige Untersuchungen und Doku-
mentationen sind zu vermeiden.  Verwertbare Vorbefunde sind einzubeziehen, nach kur-
zem Zeitraum erfolgte technische Wiederholungsuntersuchungen im Rahmen des Gut-
achtens sind zu begründen. 

8. Zusätzliche Informationen sind grundsätzlich über den Auftraggeber einzuholen. Soweit 
es vom Auftraggeber (LVA, BfA u.a.) anderes gewünscht wird, ist der Schutz der Patien-
tendaten zu berücksichtigen und zu dokumentieren. 

9. Gutachter sollen bei Untersuchungen von zu begutachtenden Personen : 
• Zeit für den zu Begutachtenden  nehmen ( die nervliche Belastung aufgrund der Untersu-

chungssituation berücksichtigen); 
• Im Rahmen der Begutachtung eingesetztes Assistenzpersonal überwachen und  
• Relevanz und Aussagekraft unterschiedlicher Untersuchungsbedingungen für bestimmte 

Befunde klarstellen; vergleichbare Messmethoden/Messpunkte verwenden. 
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Gutachten 
1. Gutachten müssen zeitnah zum Gutachtenauftrag und unverzüglich nach der Untersu-

chung erstellt werden. 
2. Frühzeitige Ablehnung der Übernahme eines Gutachtens bei Hinderungsgründen, insbe-

sondere bei Zeitmangel, Befangenheit, das die Beweisfragen betreffende fehlende Spe-
zialwissen u.a. 

3. Ein Gutachtenauftrag darf nicht ohne Rücksprache mit dem Auftraggeber an andere ü-
bertragen werden. 

4. Der gewünschte Aufbau des Gutachtens muss eingehalten werden, und die notwendigen 
Objektivitäts- und Neutralitätskriterien sind zu beachten. 

5. Gutachten müssen nachvollziehbar, laienverständlich und lesbar sein. Die Verwendung 
von Fremdwörtern ist möglichst zu vermeiden.   

6. Vorhandene Unterlagen, die für die Erstellung des Gutachtens vorliegen, sind am Anfang 
eines Gutachtens aufzulisten.   

7. Gutachten dürfen nicht von unzutreffenden Sachverhalten ausgehen und haben sich in 
der Regel auf medizinische Ausführungen zu beschränken. Hierzu gehören die im Zu-
sammenhang mit dem Gutachtenauftrag erfragten Auswirkungen. Sie haben grundsätz-
lich keine Stellungnahme zur juristischen Problematik abzugeben (z.B. Aufklärung, Do-
kumentationsmangel, Beweislast in Haftpflichtverfahren), es sei denn, der Gutachte-
nauftrag geht ausdrücklich darüber hinaus.  

8. Bei der Beurteilung ist der Sachvortrag aller Beteiligten zu berücksichtigen, bei streitigen 
Sachverhalten sind die Sachverhalte getrennt zu bewerten.   

9. Es muss eine Auseinandersetzung mit vom eigenen Ergebnis abweichenden Vorbefun-
den oder Gutachten erfolgen. 

10. Abweichungen von Lehrmeinungen (Schulmedizin) sind deutlich zu machen. 
11. Datenschutz und Schweigepflicht sind zu beachten. 
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